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Richtlinie für die Vergabe der noch verbliebenen 
gemeindeeignen Baugrundstücke in der Westendstraße 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

1. Die Gemeinde Durmersheim erschließt im Rahmen ihrer Boden- und Siedlungspolitik 
konventionell oder im Rahmen von städtebaulichen Verträgen Grundstücke als 
Bauland für den Wohnungsbau und verkauft die ihr gehörenden Bauplätze zu 
angemessenen Preisen zur Erstellung von eigengenutzten Wohngebäuden. 
 

2. Ein Rechtsanspruch auf Erschließung besteht nicht. Ebenso besteht kein 
Rechtsanspruch auf die Überlassung eines Bauplatzes bzw. eines Bauplatzes zu einem 
bestimmten Kaufpreis, in einer bestimmten Lage, mit einer bestimmten Größe oder 
sonstigen bestimmten Eigenschaften. 
 

3. Bewerber* um einen gemeindeeigenen Bauplatz ist die Person, die beabsichtigt, den 
Bauplatz als Eigentum zu erwerben. Erwerber ist die Person, die eine Zusage zum 
Erwerb eines gemeindeeigenen Bauplatzes erhalten hat. Bei mehreren Bewerbern bzw. 
Erwerbern gelten die nachfolgenden Vergabevoraussetzungen bzw. Bedingungen für 
alle Bewerber bzw. Erwerber gleichermaßen, sofern nichts anderes angegeben ist. 
 

4. Baureif sind Grundstücke, sobald deren Erschließung vollständig abgeschlossen und 
die Vermessung erfolgt ist. 
 
 

II. Grundsätzliche Vergabevoraussetzungen 
 

1. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Bewerbers müssen geordnet sein. 
 

2. Der Bewerber muss volljährig und geschäftsfähig sein. 
 

3. Der Erwerb ist auf einen Bauplatz beschränkt.  
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III. Vergabekriterien 
 

1. Die Vergabe der zu den Zuteilungszeitpunkten innerhalb eines Baugebiets zu 
vergebenden Bauplätzen erfolgt auf den Bewerber nach Maßgabe der bei 
nachfolgenden Kriterien erreichten Summe der Punktzahlen: 
 
Nr. Vergabekriterium/Beschreibung Punktezahl 
   
1 Sozialkriterien  
1.1 Vorhandenes Eigentum (max. -100 Punkte)  
 Eigentümer eines unbebauten baureifen Grundstücks  -100 
1.2 Minderjährige Kinder / Pflegekinder, die dauerhaft im Haushalt 

aufgenommen wurden, werden leiblichen Kindern 
gleichgestellt (max. 40 Punkte) sowie ärztlich bescheinigte 
Schwangerschaft 

 

 1 Kind 20 
 2 Kinder  30 
 3 Kinder 40 
1.3 Pflegegrad (max. 10 Punkte)  
 Pflegebedürftigkeit des Antragstellers bzw. eines im Haushalt 

lebenden Angehörigen (Kind/Elternteil) bei einem Pflegegrad von 1 
bis 3  

5 

 Pflegebedürftigkeit des Antragstellers bzw. eines im Haushalt 
lebenden Angehörigen (Kind/Elternteil) bei einem Pflegegrad von 4 

10 

 Maximal erreichbare Punktzahl bei den Sozialkriterien 50 
   
2 Ortsbezug und ehrenamtliches Engagement   
2.1 Hauptwohnsitz in der Gemeinde (max. 30 Punkte)  
 Derzeit und ununterbrochen mindestens 3 Jahre 30 
 Früher und ununterbrochen mindestens 8 Jahre 20 
2.2 Ehrenamtliches Engagement in der Gemeinde (max. 20 

Punkte) 
 

 Derzeit Mitglied in einer herausragenden und arbeitsintensiven 
Funktion in einem im Vereinsregister eingetragenen örtlichen 
Verein, im aktiven Rettungsdienst/Feuerwehr oder einer 
(sozialen/karikativen) Institution (z. B. Vorstandsmitglied, 
Abteilungsleiter, Übungsleiter, Jugendtrainer) pro Jahr (max. 5 
Jahre) 

5 

 Maximal erreichbare Punktzahl bei den Ortsbezugskriterien  50 
Maximal erreichbare Gesamtpunktzahl 
(Sozial- und Ortsbezugskriterien) 

100 

 
 
 

2. Zur Bemessung der Vergabekriterien hat der Bewerber die im „Fragebogen für 
Bewerber Bauplatzgrundstück Westendstraße" erforderlichen Angaben zu tätigen und 
diese glaubhaft zu belegen. Änderungen im laufenden Zuteilungsverfahren sind dem 
Rechnungsamt unverzüglich mitzuteilen. Mit der Unterschrift unter den Fragebogen 
bestätigt der Bewerber die Richtigkeit seiner Angaben. Falschangaben führen zum 
Ausschluss von der Vergabe. 
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IV. Bedingungen 
 

1. Die Finanzierung des Grundstückserwerbs sowie des darauf zu errichtenden 
Wohngebäudes muss gesichert sein. Die Nachweise hierfür hat der Erwerber vier 
Wochen vor Abschluss des Kaufvertrags in geeigneter Form zu erbringen (z. B. 
Nachweise über vorhandenes Eigenkapital, Finanzierungszusage einer Bank usw.) 
 

2. Der Erwerber muss sich verpflichten, auf dem verkauften Grundstück binnen drei 
Jahren ab Kaufvertragsdatum entsprechend den örtlichen Bebauungsvorschriften und 
nach Maßgabe der baurechtlichen Bestimmungen ein bezugsfertiges Wohnhaus zu 
errichten und das Grundstück bis zur Fertigstellung (Bezugsfertigkeit) nicht zu 
veräußern oder mit einem Erbbaurecht zu belasten. 
 

3. Der Erwerber muss sich verpflichten, das zu erstellende Wohnhaus selbst zu beziehen 
und von da an dort mindestens zehn Jahre lang ständig seinen Hauptwohnsitz zu 
behalten und das Grundstück während dieser Zeit nicht zu veräußern oder mit einem 
Erbbaurecht zu belasten, wobei der Erwerber bei Schaffung von mehr als einer 
Wohneinheit die Hauptwohnung zur Befriedigung des eigenen Wohnbedarfs zu nutzen 
hat. Der Bezug muss unmittelbar nach der Bezugsfertigkeit erfolgen. Als Bezugsdatum 
gilt das Datum des Einzugs in das Wohnhaus, spätestens das Datum der 
ortspolizeilichen An- bzw. Ummeldung des Hauptwohnsitzes. 
 

4. Beim Erwerb eines Bauplatzes durch mehrere Personen zu Wohnungseigentum sind 
die Wohnverpflichtung und das Veräußerungsverbot nach Ziffer 3 von den Erwerbern 
je Wohnung zu erfüllen. 
 

5. Die gesetzlichen Anschluss- und Erschließungsbeiträge werden im Rahmen des 
Kaufpreises durch die Gemeinde Durmersheim getragen. 
 

6. Besondere Vereinbarungen: Die unter Ziffer 2 bis 4 genannten Bedingungen werden 
in den Kaufvertrag aufgenommen und wie folgt gesichert: 

 
a) Der Erwerber ist verpflichtet, auf dem Vertragsobjekt innerhalb von drei 

Jahren ab Beurkundung ein Wohnhaus in fester Bauweise nach Maßgabe 
der bestehenden Bauvorschriften und genehmigten Pläne bezugsfertig zu 
errichten. 

 
b) Des Weiteren verpflichtet sich der Erwerber, die Hauptwohneinheit in dem zu 

errichteten Wohngebäude mindestens zehn Jahre, gerechnet ab 
Bezugsfertigkeit desselben, ununterbrochen selbst zu nutzen. Für eine 
weitere untergeordnete Wohneinheit ist eine Fremdnutzung zulässig. 

 
c) Der Erwerber darf das Vertragsobjekt oder Teile davon nur mit Zustimmung 

der Gemeinde Durmersheim veräußern oder ein Erbbaurecht hieran 
bestellen. 

 
d) Nach Ablauf von zehn Jahren ab Bezugsfertigkeit des Wohngebäudes 

entfallen die Bindungen nach vorstehender Aufzählung b) und c). 
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e) Verletzt der Erwerber auch nur eine der Verpflichtungen aus vorstehender 
Aufzählung a) und c) ist der Veräußerer berechtigt, vom Kaufvertrag 
zurückzutreten. Das gleiche Recht steht dem Veräußerer zu, wenn nicht 
nach den genehmigten Bauplänen gebaut und die abweichende Bebauung 
nicht nachträglich genehmigt wird. 

 
Der vom Erwerber bezahlte Kaufpreis ist einen Monat nach Rückauflassung 
des Vertragsobjekts fällig und bis dahin nicht zu verzinsen. 

 
Soweit das heute verkaufte Vertragsobjekt zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Rücktritts bereits bebaut sein sollte, werden die Baulichkeiten vom 
Veräußerer mit 2/3 des gemeinen Wertes vergütet, soweit die Bauwerke für 
den Veräußerer verwertbar sind. 

 
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des gemeinen Wertes 
entscheidet der örtlich zuständige Gutachterausschuss nach billigem 
Ermessen für beide Teile verbindlich als Schiedsgutachter. 

 
Zusatzregelungen, die aufgrund veränderter Umstände bei der 
Rückabwicklung des Kaufvertrages erforderlich werden, trifft der Veräußerer 
gemäß § 315 BGB nach billigem Ermessen. Alle durch die Ausübung des 
Rücktritts entstehenden Kosten, Gebühren und Steuern trägt der Erwerber. 
Er trägt auch die Kosten des Gutachterausschusses. 

 
f) Zur Sicherung des Rückübereignungsanspruches des Veräußerers aus 

ausgeübtem Rücktritt bewilligt die der Erwerber die Eintragung einer 
entsprechenden Rückerwerbsvormerkung im Grundbuch zu Lasten des 
Vertragsobjekts. Gleichzeitig verpflichtet sich der Veräußerer, die Löschung 
der Rückerwerbsvormerkung nach Ablauf von zehn Jahren ab 
Bezugsfertigkeit des Wohngebäudes auf Antrag des Erwerbers zu 
veranlassen, soweit die notwendigen Voraussetzungen hierzu gegeben sind. 

 
g) Sollte sich ergeben, dass die vorstehenden Vereinbarungen aus beliebigem 

Rechtsgrund teilweise unwirksam sind oder werden, insbesondere nach dem 
Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, so lässt der Mangel den 
Vertrag im Übrigen unberührt. Die Beteiligten sind einander in einem solchen 
Falle zum unverzüglichen Abschluss einer zulässigen 
Ergänzungsvereinbarung verpflichtet, die den Mangel in einer beiden Teilen 
angemessenen Weise umfassend behebt. Die Ergänzungsvereinbarung soll 
den mit der unwirksamen Bestimmung angestrebten rechtlichen und 
wirtschaftlichen Zweck bestmöglich gewährleisten. 
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V. Vergabeverfahren 
 

1. Zuteilungsantrag 
 

Eine Bauplatzzuteilung erfolgt nur auf schriftlichen Zuteilungsantrag. Ein Antrag kann 
nur auf baureife Grundstücke gestellt werden. 
 
Die Bewerber haben hierfür den „Fragebogen für Bewerber Bauplatzgrundstück 
Westendstraße" vollständig auszufüllen und diesen dem Rechnungsamt vorzulegen. 
Mehrere Bewerber haben einen gemeinsamen Fragebogen auszufüllen. 

 
Bewerber können sich innerhalb eines Baugebiets nur auf die jeweils zum nächsten 
Zuteilungszeitpunkt zur Vergabe stehenden Bauplätze bewerben.  
 
 
2. Entscheidung 
 
Die Entscheidung über die Vergabe der Bauplätze zu den Zuteilungszeitpunkten wird 
durch das Rechnungsamt vorbereitet, indem die nach Abschnitt III aufgeführten 
Vergabekriterien anhand der Angaben im Zuteilungsantrag zum jeweiligen 
Zuteilungszeitpunkt gewertet und auf diese Weise je Antrag eine Punktzahl ermittelt 
wird. Die Anträge werden entsprechend der erreichten Punktzahlen in eine 
Entscheidungsrangfolge eingestellt. Auf dem ersten Rang steht der Antrag mit der 
höchsten Punktzahl. 
 
Bei gleicher Punktzahl entscheidet das Los über die Reihenfolge der Anträge. Den 
gleichrangigen Anträgen wird eine Losnummer zugeteilt. Aus den vergebenen 
Losnummern wird durch ein elektronisches Datenverarbeitungsprogramm eine 
Rangfolge nach dem Zufallsprinzip erstellt. Das Ergebnis der Rangfestlegung ist zu 
protokollieren. Aufgrund der so festgestellten Rangliste wird die Rangfolge der Anträge 
festgestellt. 
 
 

V. Ausnahmen 
Der Gemeinderat kann nach pflichtgemäßem Ermessen Ausnahmen von den 
Anforderungen dieser Richtlinie zulassen. 
 
 
*Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der 
Sprachformen männlich und weiblich verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen 
gelten gleichermaßen für alle Geschlechter.  


